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sechs Semester umfassenden Ergänzungskurs werden Pro­
bleme behandelt, denen die Kader in den ersten Jahren selb­
ständiger Arbeit begegnen. Der Kurs ist speziell angelegt 
und so konzipiert, daß das individuelle Studium vorgegebe­
ner Literatur im Vordergrund steht. Lehrgänge (in jedem 
Semester eine Woche) dienen der Überprüfung des Grades 
der Beherrschung der geforderten Problematik. Der Kurs 
endet mit einem Abschlußgespräch und einer Teilnahmebe­
stätigung.

Sicherung eines hohen Qualifikationsniveaus 
der Richter der oberen Gerichte

Eine hohe Form der Qualifikation der Richter drückt sich 
im Erwerb der zweiten und dritten Justizfachprüfung aus.

Die Vorbereitung und Ablegung der zweiten Justizfach­
prüfung dient der Erhöhung des politischen und fachlichen 
Niveaus der Richter der Bezirksgerichte. Dadurch soll ins­
gesamt eine Erhöhung des Niveaus der Entscheidungspraxis 
auf dieser Ebene erreicht werden. In diesen Kurs sind sowohl 
die Richter der Bezirksgerichte als auch die Reservekader 
für diese Funktion eingegliedert. Er umfaßt vier Semester; 
in jedem Semester finden zwei Könsultationsveranstaltungen 
von jeweils 3 bis 5 Tagen statt. Die grundlegende Methode 
der Vorbereitung auf die zweite Justizfachprüfung ist das 
individuelle Studium' der vorgeschriebenen Literatur.

Die Richter, die auf dem Gebiet des Zivilrechts eingesetzt 
sind, und die auf dem Gebiet des Strafrechts tätigen Rich­
ter studieren in gesonderten Kursen. Das Studium ist auf 
ausgewählte rechtstheoretische sowie auf materiell- und pro­
zeßrechtliche Probleme orientiert. Der Kurs erstreckt sich 
ferner auf Fragen der Feststellung eines Tatbestandes, Fra­
gen der Erkenntnistheorie, Probleme von Wahrheit und 
Wahrscheinlichkeit, Fragen der Theorie der gerichtlichen Be­
weise, der Logik, der Informationswissenschaft und der Ky­
bernetik.

Der Kurs endet mit einer Prüfung vor einer Kommission, 
die der Minister ernennt. Geprüft werden die Fähigkeiten 
für die Ausübung der Funktion eines Richters am Bezirks­
gericht.

Der Kurs für die Vorbereitung auf die dritte Justizfach­
prüfung ist studienorganisatorisch ebenso gestaltet. Inhalt­
lich berücksichtigt er jedoch, daß es sich um eine Form der 
Qualifizierung für Vorsitzende der Senate der Bezirksgerichte 
und für Richter des Obersten Gerichts der SSR handelt. Bei 
den Teilnehmern wird vorausgesetzt, daß sie Rechtstheorie 
und -praxis auf hohem Niveau beherrschen. Die besondere 
Aufmerksamkeit gilt der politisch-ideologischen Ausbildung 
und Befähigung. Der Kurs wendet sich ausgehend von der 
marxistisch-leninistischen Theorie des Staates und des Rechts 
namentlich der Bedeutung von Recht und Gesetzlichkeit in 
der staatlichen Arbeit sowie der Rechtspolitik der KPC und 
des sozialistischen Staates zu. Von den Teilnehmern wird ein 
selbständiges schöpferisches Herangehen an die Durchset­
zung der Erkenntnisse verlangt, die sie in der Justizpraxis 
erworben haben, und es wird gefordert, daß sie Gedanken 
zu Gesetzgebungsvorhaben entwickeln.

Die fachliche Prüfungsvorbereitung ist auf ausgewählte 
aktuelle Probleme aus dem betreffenden Spezialbereich be­
zogen (Kriminologie, Kriminalistik und forensische Diszipli­
nen). In breitem Maße wird der Vergleich von Rechtsvor­
schriften der sozialistischen Länder genutzt, und in den Kurs 
sind auch ausgewählte Fragen der Leitungstheorie mit ein­
bezogen. Die Vorbereitung schließt mit der Verteidigung einer 
schriftlichen Abschlußarbeit sowie mit der Ablegung einer 
Prüfung vor einer Kommission ab. Die Ausbildung wird 
durch das Studium an bestimmten staatlichen Einrichtungen 
und an Parteischulen ergänzt.

Maßnahmen zur Erhöhung des Qualifikationsniveaus 
leitender Mitarbeiter des Ministeriums

Das System zur Erhöhung des Qualifikationsniveaus der lei­
tenden Mitarbeiter und Reservekader des Ministeriums der 
Justiz verfolgt das Ziel, ihre Leitungsfähigkeiten systematisch 
auf der Grundlage der neuesten theoretischen Erkenntnisse 
und praktischen Erfahrungen zu entwickeln und zu. formen. 
Bei der Planung der Erhöhung des Qualifikationsniveaus 
wird das Leninsche Prinzip der Einheit von politischer und 
fachlicher Entwicklung, von theoretischer und praktischer 
Ausbildung sowie des differenzierten und individuellen Her­
angehens gemäß den Anforderungen durchgesetzt, die an die 
einzelnen Funktionen gestellt sind, und zwar unter Berück­
sichtigung der Fähigkeiten und der Perspektiven des Mitar­

beiters. Die Erhöhung der Qualifikation der leitenden Mitar­
beiter geschieht auf dem Wege sog. geleiteter individueller 
Formen, die die Grundlage für die Vorbereitung der Ent­
wicklung dieser Mitarbeiter bilden (z. B. das Selbststudium 
bestimmter Literatur, das mit Konsultationen unter Leitung 
eines übergeordneten Mitarbeiters verbunden ist; die Mitwir­
kung an wissenschaftlichen Forschungs- und Rationalisie­
rungsvorhaben; das postgraduale Studium; politische Schu­
lungen; Praktika; Exkursionen).

Planmäßige Schulung der Schöffen

Die Schulung der Schöffen geht von dem Grundsatz aus, daß 
die Schöffen einen bedeutenden Faktor der Verwirklichung 
der Demokratie im Gerichtswesen, für seine Verbindung mit 
dem Volk darstellen.

Die Schulung der Schöffen wird grundsätzlich bei dem 
Gericht durchgeführt, für das sie gewählt sind. In einem 
Schulungsjahr finden vier Eintagsschulungen statt. Die The­
menkreise für die Schulung der Schöffen sind in einem den 
gesamten Wahlzeitraum umfassenden Schulungsplan be­
stimmt. Auf dieser Grundlage erarbeiten die Gerichte eigene 
Jahrespläne. Sie wählen in Verbindung mit dem Stand der 
Gesetzlichkeit und der Kriminalität im jeweiligen Bezirk 
oder Kreis geeignete Fragen aus und erörtern die Problema­
tik anhand typischer, konkreter und rechtskräftig abgeschlos­
sener Verfahren, gestützt auf Grundsatzentscheidungen und 
Standpunkte der oberen Gerichte. Der Inhalt der Schulung 
ist entsprechend der Spezialisierung der einzelnen Kam­
mern, in denen die Schöffen organisiert sind, differenziert. 
Differenzierende Kriterien sind aber z. B. auch die Quali­
fikationsstruktur der Schöffen. Die Leiter der Schulung sind 
in der Regel die Vorsitzenden der Kammern.

*

Auf der Grundlage der bisherigerf Erkenntnisse kann man 
feststellen, daß das einheitliche System der Bildung und Er­
ziehung im Bereich des Ministeriums der Justiz der SSR gute 
methodische und organisatorische Voraussetzungen für die 
ständige Erhöhung der Wirksamkeit der Weiterbildung und 
Erziehung der Mitarbeiter bietet. Es wird dafür Sorge ge­
tragen, daß es auf neue Anforderungen und Erkenntnisse rea­
giert. Deshalb vervollkommnen wir es ständig. Wir sind über­
zeugt, daß es in Übereinstimmung mit den Zielen der Rechts­
politik der KPC wirksam zur konsequenten Durchsetzung 
und Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit in den Ge­
richtsverfahren und den Entscheidungen der Justizorgane der 
SSR beiträgt.
(Originalbeitrag für „Neue Justiz“; 
übersetzt von Dr. Helmut K e i l ,  Cottbus)

Fortsetzung von S. 366

bar hat sich unter den Verfechtern dieses Konzepts — nicht 
zuletzt unter dem Eindruck der ablehnenden Haltung sol­
cher einflußreicher Entwicklungsländer wie Indien und Bra­
silien — die Erkenntnis durchgesetzt, daß die Aussichten für 
die Realisierung der Hochkommissar-Pläne nicht günstiger 
werden.

*

Dieser positiven Gesamtbilanz, die sich noch durch andere 
Fakten belegen ließe, stehen einige wenige Tatsachen gegen­
über, mit denen die in der UN-Charta vorgezeichnete Linie 
menschenrechtlicher Zusammenarbeit zum Schaden der 
Menschenrechte und der internationalen Zusammenarbeit 
verlassen wurde. So setzten imperialistische Kräfte in der 
Menschenrechtskommission Resolutionen zu Afghanistan und 
Kampuchea durch, die eine grobe Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten dieser Staaten darstellten und nur dazu 
angetan sein können, die Konterrevolution mit all ihrem 
Leid, das sie über die Menschen bringt, zu unterstützen. Mit 
einem extrem antikommunistischen Afghanistan-Bericht12, 
der schon vor Behandlung in der Kommission in der bürger­
lichen Presse tendenziös veröffentlicht wurde, diskreditierten 
sich die Initiatoren der gegen Afghanistan gerichteten Kam­
pagne selbst.

Das zeigt, daß sich Erfolge bei der Förderung der Men­
schenrechte im Rahmen der Vereinten Nationen nicht im 
Selbstlauf einstellen. Sie müssen immer wieder im tagtäg- 
lichen Kampf mit gegenläufigen Tendenzen errungen wer­
den.

12 Vgl. UN-Doc.E/CN.4/1985/21 (Ermacora-Studle).


